Stichworte 
Ratsversammlung 16.06.2010

CDU-Antrag 341/09

Präventives Finanzcontrolling von Großveranstaltungen der Stadt Leipzig

Anlass dieses Antrages war das, wenn auch inhaltlich gelungene doch finanztechnisch gewagte, Lichtfest 2009. Erst aufgrund der nicht erwartungsgemäß verlaufenen Sponsoringakquise durfte sich der Stadtrat mit dem Thema befassen. Inhaltlich wurde der Stadtrat durch Kuratorienbeschlüsse und Pressearbeit des OBM vor vollendete Tatsachen gestellt. Dem Stadtrat wurde lediglich nur die Rolle des Lückenfüllers zu erkannt. Er hätte letztlich den „Schwarzen Peter“ der Entscheidung über Sparen oder Imageverlust der Stadt, ohne diesen Entscheidungszwang verursacht zu haben. 
Nun haben wir nicht nur ein überregional beachtetes Lichtfest erleben dürfen, wir haben nun auch einen Verwaltungsstandpunkt vor uns liegen, der uns künftig (wenn wir heute so beschließen) nicht nur in die Lage versetzt unserer Rolle als Stadtrat gerecht zu werden, d.h. über Art und Umfang der Übernahme von freiwilligen Aufgaben zu entscheiden – darunter fallen eben auch Großveranstaltungen -, sondern auch die Verwaltung verpflichtet alternative Konzepte zu  unterbreiten, falls ein Finanzkonzept künftig nicht wunschgemäß aufgeht. 

Gestatten sie mir dabei noch ein paar Wünsche aussprechen, wie dieser Beschluss nicht ausgelegt werden sollte:

Die Alternative, bei nachträglich erkennbaren Finanzierungslücken, kann nicht ausschließlich der Griff in den Stadthaushalt sein.
Die Wertgrenze bzgl. einer Großveranstaltung sollte nicht zu eng gefasst werden. Zur Bewertung dessen, sollte die frühzeitige Befassung des jeweils inhaltlich zuständigen Ausschusses gesucht werden.

Dieses Jahr gibt es zwar kein Lichtfest, aber es ist doch schon wieder, wie wir hier aus dem Munde des OBM schon erfahren durften, eine musikalische Großveranstaltung am 09. Oktober 2010. Nun ist der dafür erforderliche Betrag deutlich geringer. Doch geht die Finanzierung zu Lasten der dem LTM für Standortmarketing und Tourismusförderung zur Verfügung gestellten Steuermittel. Da wundert es schon, wenn die Schwerpunktsetzung der Verwendung der Mittel nicht im zuständigen Ausschuss zum Thema gemacht wird. Kurz und gut: Ein letzter Wunsch / letzte Forderung: Auch zu Großveranstaltungen der Beteiligungen der Stadt sollte maximale Transparenz an der Tagesordnung sein, besonders wenn diese Veranstaltungen nicht zum Kerngeschäft der Beteiligungen gehört.

Zusammenfassend ist der Verwaltungsstandpunkt dazu geeignet, eine bessere Beteiligung des Stadtrates bzgl. der Wahrnahme und Übernahme freiwilliger Aufgaben zu gewährleisten. Darum bitten wir um Abstimmung unseres Antrages im Sinne des Verwaltungsstandpunktes.
CDU Antrag 18/2010

Verbesserung des Winterdienstes in der Stadt Leipzig

Auch wenn der letzte Winter längst schon nicht mehr aktuell ist aber weil man (auch Verwaltungen) eben schneller die schlechten als die guten Erinnerungen vergisst, ist es spätestens jetzt, vor dem nächsten Winter, erforderlich, Weichen für die Bewältigung extremer Witterungen zu stellen. Sicher ist auch jeder aufgefordert vor der eigenen Tür kehren, genauer zu schieben. Auch hier ist die Stadtverwaltung keine Ausnahme. Es geht uns also nicht darum Anlieger von ihren Pflichten zu befreien. Es geht uns um die Sicherung der Grundbedürfnisse, auch bei extremen Witterungen: die Erreichbarkeit der Schwächsten unserer Gesellschaft in Notsituationen. Senioren und Behinderte waren in diesem Winter lange Zeit vom normalen Leben ausgeschlossen. 

Um zügig einen relativ normalen Tagesablauf sichern zu können, sollte schon im Vorfeld bekannt sein, auf welche zusätzliche Hilfs- und technische Kräfte man zurück greifen kann. Es darf nicht in das Belieben kurzfristiger Kammerentscheidungen gestellt werden, ob Hilfskräfte des sog. 2. Arbeitsmarktes zum Einsatz kommen können (auch wenn dies im letzten Winter relativ unproblematisch gelang). Schon jetzt, wenn die Sonne uns eigentlich verwöhnen sollte, müssen die dafür erforderlichen Rahmenbedingungen geklärt werden. 
Im Punkt 1 des Verwaltungsstandpunkt wird formuliert, dass alle Pflichten innerhalb und außerhalb der Verwaltung zu prüfen sind. Wir hoffen sehr, dass die Prüfung nicht mir einem „Weiter so“ und einem „Wir sind nicht verpflichtet …“ endet, sondern unter den gegebenen finanziellen und rechtlichen Bedingungen ein Optimum zur Sicherung der Daseinsvorsorge der Leipziger Bevölkerung das Ziel ist.
Auch wenn der Verwaltungsstandpunkt nur annähernd die Intension unseres Antrages aufnimmt, möchten wir diesen abstimmen lassen, um der Verwaltung rechtzeitig vor dem kommenden Winter den Willen der (hoffentlich) Mehrheit des Stadtrates mit auf dem Weg zu geben. 

Die LINKE – Antrag 24/10 - Kommentar
Vorhabenbezogener B-Plan Brühl/Goethestraße

Es ist zu begrüßen, dass die Verwaltung sich dem Antrag der Fraktion die LINKE nicht anschließt. Dennoch muss man die Grundintension des Anliegens dann nicht derart folgen, dass nun gleich für die gesamte Innenstadt baurechtliche Festlegungen getroffen werden. Es ist doch durchaus vorstellbar, dass auf den wenigen noch gestaltbaren Grundstücken Matthäikirchhof und Dreiecksfläche Hainstraße / Große Fleischer Gasse markante Bauvorhaben zur Realisierung kommen könnten. Dies muss dann, und dieses Signal sollte potenziellen Investoren rechtzeitig gegeben werden, natürlich im Rahmen eines vorhabenbezogenen B-Planes geschehen. § 34 BauGB sieht ohnehin die Einfügung in das Umfeld vor, was hier nun mit einem B-Plan Nutzungsarten Zentren zusätzlich geregelt werden soll. 
Wir werden sowohl dem Antrag als auch dem Verwaltungsstandpunkt nicht folgen.

Die LINKE – Antrag 38/10

Ausbaugrad B87 (neu) zwischen  Leipzig und Torgau

Schon allein aus formalen Gründen muss festgestellt werden, dass weder Antrag noch der Verwaltungsstandpunkt beschlussfähig sind: Das Verfahren ist aufgehoben und wird mit einem neuen Korridor neu durch die Regionale Planungsstelle Westsachsen angeschoben. 
Aber auch die Voten der betroffenen Ortschaften und Stadtbezirke sollten uns zu Denken geben. Zuerst sollte ermöglicht werden, dass ein Korridor für die B87 (neu) überhaupt gefunden wird, der den ohnehin vielfältigen Anforderungen gerecht wird: Ortsumgehung, Naturschutz und zügige Anbindung Torgaus an die Hauptverkehrsströme Sachsens. Dann sollte es normal sein, dass man unter den Bedingungen der Verpflichtungen zur Minimierung der Flächenversiegelung und des Kostendruckes, angepasst an das zu erwartende Verkehrsaufkommen, den Ausbaugrad optimiert.

Vorlage V/380 – Ansbert!
Einfach mehr Bus

Bevor ich auf unseren Antrag eingehe, möchte ich unseren Eindruck zum Verfahren deutlich machen.

Es ist wünschens- und begrüßenswert, dass der Stadtrat und die Bürgerschaft bei der Neugestaltung des Busnetzes beteiligt werden und nicht im Rahmen (sicherlich erforderlicher) wirtschaftlicher Erwägungen sukzessive Tatsachen geschaffen werden. Doch so wie die Beteiligung hier realisiert wurde ist schlichtweg unmöglich. Die Flyer, die die durch die LVB vorgeschlagenen Veränderungen vorstellen sollten, suggerierten, dass die Entscheidungen bei der LVB schon gefasst. Uns ist bekannt geworden, dass viele Bürgerinnen und Bürger aus diesem Grund erst dann mitdiskutierten, als Unmut zu einzelnen neuen Streckenführungen in der Presse oder in den Stadtbezirken bekannt gemacht wurde. Manche stiegen zu spät in die Diskussion ein, als man schon längst in der Abwägung der Hinweise war. Auch die Konsequenzen, die man aus den Hinweisen anfangs seitens der Verwaltung zog: „Wir prüfen noch aber ändern schon einmal“, entsprechen in keiner Weise der Herangehensweise einer gewollten Beteiligung. Erst nach Intervention in den Fachausschüssen, war die Verwaltung zu klareren Entscheidungen zum Umgang mit den Prüfaufgaben aus den Bürgerhinweisen zu bewegen.
Dies zeigt einmal mehr, dass es dring geboten ist uns und der Verwaltung einen klaren Verhaltenskodex im Rahmen von Bürgerbeteiligungen zu geben.

· u.a. Informieren über die Rahmenbedingungen (hier Wechselspiel zwischen Finanzierungsgrenzen und Aufgabenspektrum der LVB);

· Offenheit für Beteiligung überhaupt (hier Materialien, die tatsächlich zur Beteiligung aufrufen und nicht Beschlossenes suggerieren)

· Klare Definition des Umgangs mit Hinweisen (hier kurzfristig Prüfbares ohne erforderliche Intervention in das endgültige Busnetz aufnehmen)

An dieser Stelle ist es wichtig die im Fachausschuss Stadtentwicklung und Bau getroffene Zusage auch für die Ratsversammlung protokollarisch festzuhalten, dass das Ergebnis der jetzt noch laufenden Prüfung zu Hinweisen / Änderungsvorschlägen Gegenstand einer Stadtratsvorlage wird. 

Nun noch zu unserem Antrag:

Aufgrund der Verlegung der Linie 90 in Schönefeld ist es aus unserer Sicht dringend geboten die sog. Quartiersbuslinie 77 häufiger als nur stündlich verkehren zu lassen. 
Bei einem Stundentakt wäre die Quartiersbuslinie 77 kein wirklicher Ersatz für die wegfallende Erschließung des Neubaugebietes Schönefeld durch die Linie 90, die in der Hauptverkehrszeit immerhin im 10-Minuten-Takt verkehrt.
Bei vorangegangenen Diskussionen zur Buserschließung des Altneubaugebietes Sellerhausen wurde durch die LVB selbst die Meinung vertreten, dass ein Quartierbus mit lediglich einem Stundentakt nicht bedarfsgerecht ist. Warum die LVB nunmehr von ihrer Position Abstand nimmt, ist für uns nicht nachvollziehbar. Die Nutzungsfrequenz und Akzeptanz des Gesamtnetzes steht und fällt mit dem Angebot im direkten Umfeld der Kunden. Argumentationen allein mit Kosten sind aus unserer Sicht nicht ausreichend. Kundenzufriedenheit bringt eine Verbesserung der Auslastung des Gesamtnetzes und damit eine Verbesserung der Kostendeckung des ÖPNV. Dies sollte in der Abwägung unseres Antrages mit beachtet werden.

Vorlage V/531
2. Rahmenvorlage zur Entwicklung des Lindenauer Hafens

Bezüglich der hier vorliegenden Vorlage befinden wir uns in einer Diskussion, wie wir sie wohl künftig immer mehr gezwungen sind zu führen. Eine Diskussion, die mehr von finanziellen Zwängen als von inhaltlichen Gegebenheiten geführt wird und werden muss. Dies heißt nicht, dass es uns früher gestattet war, die finanzielle Seite auszublenden.
Kaum ein Mitglied des Stadtrates stellte und stellt das inhaltliche Anliegen der Vorlage in Frage - die Entwicklung der Potenziale von Stadtteilen im Leipziger Westen über die Entwicklung ihrer Wasserseite. Um so mehr wäre es geboten gewesen, dass die Verwaltung schon von sich aus, in Erwägung der prekären Finanzlage, Alternativen zur Bewältigung der Mehrkosten gegenüber der 1. Rahmenvorlage vorzeigt, statt uns lediglich vor die Entscheidung einer Mehrbelastung des Haushaltes zu stellen. Solch ein Vorgehen wird es uns jetzt und künftig immer schwerer machen Investitionen vorzunehmen, die auf dem ersten Blick jenseits der Sanierung von Kindergärten, Schulen, Straßen und Brücken stehen. 
Der Schwierigkeit der hinter uns liegenden Diskussion vor Vorlage lag in einem wesentlichen Grundmissverständnis: 

Die Vorlage suggeriert, dass wir erstmals über die Finanzierung des Gesamtkonzeptes Hafen und Durchstich entscheiden müssen. Die Vorlage ist aber vielmehr eine Begründung von Mehrausgaben in Bezug von schon 2008 (Rahmenvorlage) und 2009 (Finanzierungsbeschlüsse zu Einzelmaßnahmen) gefassten Beschlüssen. Damals wurde ein Beschluss zu 20,9 Mio € gefasste, der über die Finanzierungsbeschlüsse zu Einzelmaßnahmen in die Haushaltplanung einging.

Die nun vorliegenden Mehrausgaben resultieren nicht aus Baukostensteigerungen sondern aus einer Veränderung der Fördermittelkullise und der Umsetzung des Wettbewerbsergebnisses. Der Wettbewerb brachte eine starke Entmischung des geplanten Wohngebietes mit sich, d.h. eine stärkere Einordnung von öffentlichen Flächen. Daraus resultiert eine geringere Refinanzierungsquote via Grundstücksverwertung im Zentralbereich des Lindenauer Hafens.

Der Wettbewerb ist aber auch die  Grundlage für die gestalterische Überarbeitung des Plangebietes, die die Nutzbarkeit, Attraktivität und Vermarktbarkeit des Geländes sichern soll.

Die Umsteuerung der Fördermittel hat aufgrund von geringeren Förderquoten teilweise auch zur Erhöhung der Eigenmittel geführt. 
Dies alles impliziert letztlich (für die Priorität I) Mehrkosten von 1,3 Mio € und Mindereinnahmen von 2,8 Mio. € (aus dem geringeren Flächenanteil zur Vermarktung).

Letztlich bedeutet dies aber auch, dass statt einer totalen Refinanzierung des Projektes über die Vermarktung des neu erschlossenen Gebietes, nunmehr ein Eigenanteil aus dem Stadthaushalt erforderlich ist.

Um diese Belastung nun zu minimieren, hat die CDU-Fraktion einen Änderungsantrag gestellt, der dazu geeignet ist, die Vermarktbarkeit der Grundstücke zu sichern und die Erschließung von Vermarktungspotenzialen der schon im Besitz der Stadt Leipzig befindlichen Grundstücke auf der Westseite (entgegen dem Wettbewerbsergebnis) zu ermöglichen. 
Zu diesem Zwecke ist es erforderlich protokollarisch festzuhalten, dass die Verwaltung einen B-Plan zum "Rest"-Teil des Hafens (d.h. zusätzlich zu den heute noch zu beschließenden B-Plänen) erarbeitetet, der eben diese Vermarktbarkeit unterstreichen hilft.
Ein über die gesamte Maßnahme gelegtes Controlling des Bauablaufes, der Kosten und auch der Verfügbarkeit der Finanzmittel via Vermarktung soll sicherstellen, dass das Ziel der Minimierung der hier geplanten Eigenmittel auch erreicht wird.
Alle über den erforderlichen Rahmen einer Erschließung und Initialzündung für dieses Gebiet erforderlichen Maßnahmen hinaus, bedürfen einer erneuten Entscheidung im Stadtrat. Der Punkt 12 unseres Antrages ist dabei durch die Neufassung von Punkt 2 faktisch inkludiert.
Sehr geehrte Stadtratskollegen und -kolleginnen, wir sind uns sicher alle im Klaren, dass wir den Einsatz von Eigenmitteln abwägen und priorsieren müssen. Doch letztlich entscheidet die Lebens- und Arbeitsqualität in Leipzig, ob und wo künftig noch Schulen und Kindergärten benötigt werden und saniert werden müssen. Mit diesem Projekt wird die Qualität von drei sehr problematischen Stadtteilen deutlich aufgewertet, was ein wiederholt geäußerter Wunsch der Anwohner und Gewerbetreibenden ist. Mit diesem Projekt werden auch weitere Grundstücke der Stadt in Wert gesetzt, die gegenwärtig nicht vermarktbar sind.
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